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Wolfgang Scherf 

Abschaffung des Ehegat tensplit t ings bew irk t   

steuer liche Diskr im inierung von Ehegat ten 

Die „Fam ilienpolit iker”  verschiedener Bundest agsfrak t ionen wollen wieder einm al 

das Ehegat tensplit t ing abschaffen (SPI EGEL ONLI NE vom  13. Juni 2006, ht tp: / /  

www.spiegel.de/ wirt schaft / 0 ,1518,421066,00.ht m l) . Die Regelung bevorzuge die 

Alleinverdienerehe und benachteilige berufstät ige Frauen. Zudem  könnten durch 

eine Reform  m ehrere Milliarden Euro eingespart  werden, die m an sinnvoller in ei-

ne k inderfreundliche I nfrast rukt ur invest ieren sollt e. Freilich kann die geplant e 

Mit t elverwendung nur als völlig unverbindliche polit ische Absicht serk lärung ange-

sehen werden, denn eine Zweckbindung sieht  das deut sche Steuerrecht  nicht  vor . 

Ohnehin recht fert igt  auch die beste Verwendungsabsicht  noch keinen Abbau des 

Ehegat t ensplit t ings, denn die erforder lichen Mit t el ließen sich auch anders auf-

br ingen. Der Grund für  die Verknüpfung best eht  einzig und allein dar in, den an-

geblich ungerechten Split t ingvort eil gegen die allseit s gewünschte Verbesserung 

der  Kinderbet reuung polit isch auszuspielen. Mit  verm eint lichen Gerecht igkeit slü-

cken versucht  m an, t at sächliche Finanzierungslücken im  öffent lichen Haushalt  zu 

schließen. Die Propagandisten einer  solchen Lösung sind übr igens Wiederholungs-

täter ,  denn eine Begrenzung des Ehegat tensplit t ings war auch schon nach den 

Bundest agswahlen 1998 und 2002 beabsicht igt . 

Die in der polit ischen Diskussion übliche Bezeichnung Split t ingvorteil sugger iert  

die Existenz eines Steuerpr iv ilegs für Verheiratete (Vogel, 1999, S. 201) . Solange 

diese Fehlinterpret at ion des Split t ings die polit ische Debat te beherrscht , wird es 

im m er w ieder Best rebungen geben, die verm eint liche Steuervergünst igung für  

wohlhabende Ehepaare aus vert eilungspolit ischen Gründen zu st reichen oder doch 

wenigstens soweit  w ie m öglich einzuschränken. Wenn aber die Behaupt ung, das 

Ehegat t ensplit t ing sei ein Steuervort eil, eine Begünst igung der t radit ionellen Ehe, 

falsch ist , dann erweisen sich die Pläne zur  Beschränkung des Split t ings nicht  als 

m ut iger Reform schr it t , sondern als Verst oß gegen die Prinzipien einer sachgerech-

ten, dem  Leist ungsfähigkeit spr inzip verpflichtet en Einkom m ensbest euerung. 
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W as ist  e ine ge rechte  Ehegat tenbesteuerung? 

Das Ehegat tensplit t ing m uss sich an Kr iterien m essen lassen, die eine faire Ehe-

gat tenbest euerung auszeichnen. Dabei geht  es in erst er Linie um  die horizont ale 

Steuergerecht igkeit :  Bei gleichem  Einkom m en ent scheidet  die Anzahl der aus die-

sem  Einkom m en zu versorgenden Personen über die st euerliche Leist ungsfähig-

keit . Eine Dif ferenzierung der St euerlasten zwischen Ledigen, k inderlosen Ehepaa-

ren und Fam ilien m it  Kindern, die diesem  Aspekt  Rechnung t rägt , ist  keine Steu-

ervergünst igung, sondern dient  der korrekten Besteuerung der Ehegat ten und 

Fam ilien,  ausgehend von der in Wissenschaft  und Polit ik  durchgängig befürworte-

ten (Einkom m ens- )  Best euerung nach der persönlichen Leist ungsfähigkeit . 

Akzept iert  m an die progressive Einkom m ensteuer als Konkret isierung des Leis-

tungsfähigkeit spr inzips, so stellt  sich im  Zusam m enhang m it  der  Ehegat tenbe-

steuerung vor allem  die Frage, w ie dem  Tatbest and Rechnung get ragen werden 

soll, dass sich ein Ehepaar im  Vergleich m it  einem  Alleinstehenden m it  insgesam t  

gleich hohem  Einkom m en offenkundig nicht  in der gleichen w irt schaft lichen Lage 

bef indet . Daher ist  eine unterschiedliche Besteuerung im  Sinne der Steuergerech-

t igkeit  zw ingend erforder lich. Diskut ieren kann m an nur über das Ausm aß der Be-

last ungsdifferenzen. I n dieses Hinsicht  unterscheiden sich die verschiedenen Ver-

fahren der Ehegat tenbesteuerung erheblich.  

Pr inzipiell in Bet racht  kom m en die Haushaltsbesteuerung , die I ndiv idualbesteue-

rung und das Ehegat tensplit t ing . Bei der Haushalt sbesteuerung werden die beiden 

Ehegat t en gem einsam  veranlagt  und dem selben Tar if  unterworfen wie ein Ledi-

ger . Die I ndiv idualbesteuerung läuft  dagegen auf eine get rennt e Veranlagung hin-

aus, die der Eheschließung keine steuer liche Relevanz beim isst . Beim  Split t ing 

zahlen Ehegat ten das Doppelt e der Steuer , die nach dem  Grundtar if ( I ndiv idualt a-

r if )  auf die Hälfte ihres Gesam teinkom m ens ent fällt , und dam it  ebensoviel wie 

zwei Ledige m it  ident ischem  Einkom m en. 

Zur Beurteilung der verschiedenen Verfahren der Ehegat t enbest euerung sind vor  

allem  zwei Krit er ien heranzuziehen, die auf weitgehende Zust im m ung st oßen 

dürft en:  Das Diskrim inierungsverbot  und das Pr inzip der Globaleinkom m ensbe-

steuerung (Hom burg, 2005, S. 93-94) . Das Diskr im inierungsverbot  gestat t et  es 

nicht ,  Ehegat ten stärker zu besteuern als zwei Unverheirat ete m it  entsprechen-

dem  Einkom m en. Eine Erhöhung der Gesam t steuer zweier Personen durch die 

Eheschließung ist  unzulässig. Dieser Forderung m uss zw ingend ent sprochen wer-

den aufgrund der Recht sprechung des Bundesverfassungsgericht s, das ein Dis-

krim inierungsverbot  aus dem  in Art . 6 I  GG prok lam iert en Schutz von Ehe und 

Fam ilie abgeleitet  hat . 

Das Prinzip der Globaleinkom m ensbest euerung ver langt  darüber hinaus, dass die 

Gesam t steuer der Ehegat ten nur  von der  Sum m e, aber nicht  von der  Verteilung 
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ihrer Einkom m en abhängen darf . Dieses Kr iterium  result iert  zwingend aus der  

Anerkennung der Ehe als einer auf Dauer angelegt en Lebens-  und Wirt schaft sge-

m einschaft . Eine Abhängigkeit  der St euerbelast ung von der Einkom m ensver tei-

lung würde gegen den in Art . 3 GG verankerten Gleichheit sgrundsatz verst oßen. 

Dam it  ist  es nach Auffassung des Bundesf inanzhofs „ nicht  vereinbar , Ehen m it  ei-

genen Einkünften beider Ehegat ten ohne besondere st ichhalt ige Gründe günst iger  

zu besteuern als Ehen, in denen der Ehem ann die gesam ten Einkünfte bezieht ”  

(BFH, Urteil vom  2.4.1957) . 

Hausha lt sbest euerung und get rennt e Veran lagung 

Aus dem  Disk r im inierungsverbot  folgt  zunächst  einm al die Verfassungswidrigkeit  

der Haushalt sbesteuerung. Bei einer progressiven Einkom m enst euer bedeutet  die 

gem einsam e Veranlagung bei Anwendung des auch für Ledige geltenden Tar ifs 

eine höhere Steuerbelast ung der Verheirateten gegenüber zwei indiv iduell be-

steuerten Ledigen m it  gleichem  Gesam teinkom m en und gleicher Verteilung des 

Einkom m ens untereinander.  Durch die Eheschließung ergeben sich Steuernachtei-

le, sofern beide Part ner  Einkom m en (oberhalb des Grundfreibet rags)  erzielen. 

Aufgrund dieses Sachverhalt s wurde die Haushalt sbesteuerung 1957  vom  Bundes-

verfassungsger icht  wegen Verstoßes gegen Art .  6  Abs.  1  GG als verfassungswidrig 

eingest uft . Daraufhin wurde 1958 ein Wahlrecht  zwischen der get rennten Veran-

lagung und der Zusam m enveranlagung der Ehegat ten auf der Grundlage des 

Split t ingpr inzips eingeführt .  Das unbegrenzte Ehegat tensplit t ing ent spricht  der  

Vorgabe des Verfassungsger icht s,  dass die Besteuerung keine Benacht eiligung der  

Ehepaare gegenüber Ledigen zur Folge haben darf . 

Die get rennt e Veranlagung, bei der j edem  Ehegat t en die von ihm  bezogenen Ein-

künft e zugerechnet  und indiv iduell besteuert  werden, gewähr leist et  eine Gleich-

behandlung von Steuerpf licht igen m it  gleichem  Einkom m en unabhängig von ih-

rem  Fam ilienstand. Dennoch st ößt  die get rennte Veranlagung auf gravierende Be-

denken. I hr Haupt nacht eil best eht  darin, dass Ehepaare m it  insgesam t  gleichem  

Einkom m en, aber unt erschiedlichen Anteilen der Ehegat ten unt erschiedlich be-

lastet  werden. Das Verfahren genügt  also nicht  dem  Prinzip der  Globaleinkom -

m ensbesteuerung, sondern belast et  insbesondere Ehepaare, bei denen nur ein 

Ehegat t e verdient .  Dies t r ifft  insbesondere Fam ilien m it  Kindern, bei denen ein 

Part ner nicht  berufst ät ig sein kann. Folgt  m an der oben zit ierten Auffassung des 

Bundesf inanzhofs, so m uss die get rennte Veranlagung schon aus verfassungs-

recht lichen Gründen abgelehnt  werden. 

Hinzu kom m t ,  dass Ledige und Verheirat ete bei get rennter  Veranlagung ohne 

Rücksicht  auf ihre unt erschiedlichen Lebensverhält nisse gleich best euert  werden. 

Der gem einsam en Lebensführung der Ehegat ten wird dam it  j egliche steuer liche 

Relevanz abgesprochen. Dies dürft e dem  Charakter der  Ehe als um fassender Le-
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bens-  und Wirt schaft sgem einschaft  kaum  ent sprechen. Schließlich ist  zu beach-

ten, dass Steuerpflicht ige, die ihre St euerbelast ung durch eine gleichm äßige Auf-

teilung ihrer  (Gewinn-  und Verm ögens- )  Einkünft e untereinander m inim ieren kön-

nen, gegenüber abhängig Beschäft igten, denen diese Möglichkeit  nicht  of fen 

steht , durch die get rennte Veranlagung priv ilegiert  werden. Als alleinige oder  

auch nur dom inierende Form  der Ehegat t enbesteuerung kom m t  die get rennt e 

Veranlagung infolgedessen nicht  in Bet racht . 

Split t ing folgt  aus dem  Le istungsfäh igkeit spr inzip 

Das Split t ingverfahren verm eidet  die Nacht eile der get rennten Veranlagung. Nach 

Auffassung des Bundesverfassungsgericht s ent spr icht  das Ehegat tensplit t ing „dem  

Grundsatz der Besteuerung nach der Leist ungsfähigkeit . Es geht  davon aus, dass 

zusam m enlebende Eheleute eine Gem einschaft  des Erwerbs und des Verbrauchs 

bilden, in der  ein Ehegat t e an den Einkünft en und Lasten des anderen wirt schaft -

lich j eweils zu Hälfte teil hat . [ . . .]  Dam it  knüpft  das Split t ing an die wirt schaft liche 

Realität  der int akten Durchschnit t sehe an, in der ein Transfer steuerlicher Leis-

tungsfähigkeit  zw ischen den Part nern st at t f indet ”  (BVerfG, Urteil vom  3.11.1982) . 

Die besonderen Vorzüge des Split t ings bestehen darin,  dass (1)  eine st ärkere St eu-

erbelast ung durch die Eheschließung ausgeschlossen ist  und (2)  Ehepaare m it  

gleichem  Einkom m en unabhängig von dessen Verteilung gleich belastet  werden. 

Die Ent last ung gegenüber Ledigen m it  gleichem  Einkom m en ist  zielgerecht , da 

Ledigen das Einkom m en allein zur Verfügung st eht , so dass sie über eine ent -

sprechend höhere Leist ungsfähigkeit  verfügen. Die Besserstellung gegenüber an-

deren Haushalt sgem einschaft en reflekt iert  den Charakter der Ehe als einer auf 

Dauer bestehenden und m it  Recht spflichten ausgest at tet en Lebensgem einschaft . 

Ausgehend von dieser Sicht  der Ehe ist  das Split t ing keine Steuervergünst igung, 

die m an aus vert eilungspolit ischen oder fiskalischen Gründen der Höhe nach be-

liebig begrenzen könnte. Die als Split t ingvort eil bezeichneten Ent last ungswirkun-

gen result ieren v ielm ehr aus einer  konsequent en Anwendung des Leist ungsfähig-

keit spr inzips im  Sinne einer Berücksicht igung der Einkom m ensum verteilung in-

nerhalb der Ehe (Lang, 1983, S. 113) . 

Ausgehend vom  Leist ungsfähigkeit sprinzip ist  kaum  nachvollziehbar, weshalb die 

Split t ingeffekt e in der  steuerpolit ischen Diskussion im m er w ieder als Subvent ion 

der  Ehe interpret iert  werden. I n der Regel beruht  diese Einschätzung auf einem  

m angelhaft en Verständnis der Einkom m ensbesteuerung im  allgem einen und des 

Split t ingverfahrens im  besonderen. So wird schon häuf ig übersehen, dass sich der  

Split t ingvorteil sehr schnell und m assiv reduziert , wenn beide Ehegat ten erwerbs-

tät ig sind. Er ent fällt  völlig,  wenn die Ehegat ten gleich viel verdienen. 

Neben der Überzeichnung der Split t ingeffek te anhand der Einverdienerehe ist  die 

Ableit ung des verm eint lichen St euervorteils aus der Gegenüberst ellung der Steu-
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erbelast ung nach dem  Split t ingver fahren m it  den Ergebnissen der reinen I ndiv i-

dualbest euerung zu k r it isieren. Die I ndiv idualbest euerung kann eben nicht  als 

sachgerechte Met hode der Ehegat t enbesteuerung angesehen werden. Daher ist  es 

auch nicht  sachgerecht , die Belast ungsergebnisse des Ehegat tensplit t ings m it  de-

nen der get rennten Veranlagung zu vergleichen und die Differenz als St euervorteil 

zu bezeichnen (Karl-Bräuer- I nst it ut , 1983, S. 29) . 

Ein posit iver Split t ingeffekt  ergibt  sich eben nur , wenn m an zwei Ehegat ten, von 

denen nur einer erwerbst ät ig ist  und Einkom m en erzielt , m it  zwei Ledigen ver-

gleicht , von denen der eine über das gleiche Einkom m en allein verfügen kann,  

während der andere kein Einkom m en hat . Berücksicht igt  m an die hälft ige Auftei-

lung des gem einsam en Einkom m ens auf die beiden Ehegat ten, so ist  ein fairer  

Vergleich aber nur m it  Ledigen m öglich, die j eweils die Hälfte des Einkom m ens 

der  Ehegat ten beziehen. Da die Ehegat ten genau die gleiche St euer  zahlen, wie 

diese beiden Alleinst ehenden, gibt  es überhaupt  keinen Split t ingvort eil.  

Folglich ist  die „ Ent last ung”  durch das Split t ing auch kein unverdientes Pr iv ileg,  

sondern in Wirk lichkeit  nur eine unt er lassene Disk rim inierung von Ehegat t en. Die-

se würden gegenüber Ledigen m it  vergleichbarem  (Pro-Kopf- )  Einkom m en be-

nacht eiligt , wenn sie einer reinen I ndiv idualbesteuerung unt erworfen wären. Dass 

die verm eint liche Ent last ung m it  dem  Einkom m en absolut  steigt , folgt  aus der  

Steuerprogression und ist  st euersystem at isch nicht  zu beanst anden. I m  Gegen-

teil, der progressive Ent last ungsverlauf zeigt  nur , dass die Diskr im inierung von 

Ehegat t en, die sich aus der Vorent halt ung des Split t ings ergäbe, m it  dem  Ein-

kom m en überproport ional wachsen würde. 

Übrigens ent f iele bei einem  oberhalb des Existenzm inim um s proport ionalen Steu-

ertar if bzw. einer f lat  t ax  auch der Split t ingeffekt . Eine Möglichkeit , die verm eint -

liche Steuervergünst igung abzuschaffen, besteht  m it hin in einer Vereinheit lichung 

der  Einkom m ensteuersätze, was aber bei den Split t inggegnern kaum  auf ungeteil-

te Zust im m ung st oßen dürfte. 

Gegen die hier vorget ragene Argum ent at ion zugunsten des Split t ings w ird v ielfach 

eingewandt , dass der Staat  den nichtehelichen Lebensgem einschaft en eine ent -

sprechende steuerliche Behandlung vorent halte.  Unverheiratet e Paare zahlen bei 

gleichem  Gesam teinkom m en m ehr Einkom m enst euer als Ehegat t en, wenn sie 

nicht  gerade jeweils die Hälfte zum  Gesam t einkom m en beit ragen. Eine solche Dif -

ferenzierung ist  aber keineswegs willkür lich, sondern passt  per fekt  zum  eherecht -

lichen Prinzip der Zugewinngem einschaft  (Pohm er, 1988, S. 153) . Wer andere 

Lebensgem einschaft en den Ehepaaren einkom m enst euer lich annähernd gleich-

stellen w ill, darf nicht  das Ehegat t ensplit t ing abschaffen, sondern m uss die an die 

Lebensgem einschaft  geknüpft en recht lichen Verpf licht ungen vergleichbar  gest al-

ten. Dies ist  schon m it  Blick auf die Verhinderung eines Missbrauchs durch Bil-

dung rein steuerlich m ot iv ierter  Lebensgem einschaft en notwendig. 
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Einschränkung des Split t ings n icht  angem essen 

Trotz der k laren Argum ente für das Ehegat tensplit t ing werden in der st euerpolit i-

schen Diskussion im m er w ieder Vorschläge zur Einschränkung der Split t ingeffekt e 

unterbreitet . I m  Gespräch ist  derzeit  vor allem  eine Begrenzung des Ehegat ten-

split t ings auf die Höhe der j eweiligen Unterhalt szahlungen im  Scheidungsfall. Ge-

t rennt  oder geschieden lebende Ehegat ten können im  Rahm en des so genannt en 

Realsplit t ings Unterhalt sleist ungen bis zu 13.805 � als Sonderausgaben geltend 

m achen. Bei einer Über t ragung auf zusam m en lebende Ehegat ten w ird das indivi-

duell zu verst euernde Einkom m en des wirt schaft lich stärkeren Part ners durch Ver-

rechnung f ik t iver Unterhaltsleist ungen reduziert  und das indiv iduell zu versteu-

ernde Einkom m en des w irt schaft lich schwächeren Part ners ent sprechend erhöht . 

Liegen die Einkom m en der Ehegat ten um  weniger als die m ax im al anrechenbaren 

fik t iven Unterhalt szahlungen auseinander ,  wird die Hälfte der  Einkom m ensdiffe-

renz übert ragen. Da die Einkom m en der Ehegat t en anschließend gleich hoch sind, 

führen das t radit ionelle Ehegat tensplit t ing und das Realsplit t ing zum  gleichen Er-

gebnis. Liegen die Einkom m en der Ehegat t en jedoch um  m ehr als die fik t iven Un-

terhalt szahlungen auseinander , werden nur diese verrechnet . Die Besteuerung 

der um  die Unterhalt szahlungen m odif izierten I ndiv idualeinkom m en führt  dann 

gegenüber dem  Ehegat t ensplit t ing zu einer höheren Belast ung. 

Eine solche Lim it ierung des Split t ings kann nicht  überzeugen. Es ist  st euersyst e-

m at ischem  inkonsequent , wenn die Split t ingeffek te bei unteren und m it t leren Ein-

kom m en de fact o akzept iert , bei hohen Einkom m en jedoch abgelehnt  werden. 

Wird das part nerschaft liche Leit bild der Ehe anerkannt , so m uss es doch wohl für  

Ehen allgem ein gelten, unabhängig von der  Höhe ihres Gesam teinkom m ens. Eine 

Kappung v ia Realsplit t ing ist  daher nicht s anderes als eine m it  dem  Leist ungsfä-

higkeit spr inzip unvereinbare Manipulat ion der St euerbem essungsgrundlage. 

Das Realsplit t ing bewirkt  f ragwürdige Ungleichm äßigkeiten in der Steuerbelas-

tung, die denen einer Abschaffung des Ehegat t ensplit t ings gleichen. Zum  einen 

können Ehegat ten, bei denen die Einkom m en st ark  differieren, höher best euert  

werden als Ehepaare, bei denen sich das ident ische Gesam t einkom m en gleichm ä-

ßiger  verteilt . Zum  anderen kann die Pro-Kopf-St euerlast  der  Ehegat ten infolge 

der  Kappung des Split t ings größer sein als die eines Alleinst ehenden, der  über  die 

Hälfte des gem einsam en Einkom m ens der Ehegat t en verfügt . 

Die Gerecht igkeit slücke wird dadurch verst ärkt , dass die Kappungsnachteile An-

reize zur Einkom m ensgestalt ung setzen. Mit  dem  Ziel, der  zusätzlichen St euerbe-

last ung zu ent gehen, können beispielsweise Scheinarbeit sverhält nisse abgeschlos-

sen  werden.  Auch Verm ögensübert ragungen  reduzieren die St euerschuld, wenn 

sie eine gleichm äßigere Verteilung der  „eigenen”  Einkom m en der Ehegat ten be-

wirken. 
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Benacht e il igung e rw erbst ät iger  Frauen? 

Ein ökonom ischer Nachteil des Ehegat t ensplit t ings, der in den letzten Jahren ver-

stärkte Aufm erksam keit  gefunden hat , wird dar in gesehen, dass Ehefrauen gut  

verdienender Männer vom  Eint r it t  in das Erwerbsleben Abstand nehm en, weil das 

zusätzliche Einkom m en leist ungsfeindlich hohen Steuersätzen unterworfen wäre.  

Dieser Effekt  m ag eine Rolle spielen, auch wenn die Ent scheidungen über  die Auf-

nahm e einer Berufstät igkeit  oft m als nicht  allein unt er Einkom m ensaspekten ge-

t roffen werden. Es handelt  sich dabei jedoch um  eine unverm eidliche und keines-

wegs geschlecht sspezif ische Nebenwirkung des Split t ings. 

Zudem  m uss m an im  Fall der bislang nicht  erwerbst ät igen Ehefrau eines Allein-

verdieners zwei Aspekte beachten, die den Hinweis auf die – im  Vergleich zur I n-

div idualbest euerung – höhere Grenzbelast ung erheblich relat iv ieren. Erstens ent -

spr icht  die Grenzbelast ung des durch die Arbeit saufnahm e der Frau erzielbaren 

zusätzlichen Einkom m ens der Grenzbelast ung des Einkom m ens ihres Ehem annes. 

Es ist  also für die Ent scheidung der Ehegat t en bezüglich einer Erhöhung ihres Ar-

beit sangebot s völlig unerheblich, wer von beiden das zusätzliche Einkom m en er-

zielt . Zweitens ist  eine geringere Grenzbelast ung für den Zweitverdiener bei der  

get rennten Veranlagung stet s verbunden m it  einer höheren Grenzbelast ung des 

Erst verdieners und vor allem  m it  einer höheren Gesam tbelast ung der Ehegat t en. 

Ein rat ional handelnder Fam ilienhaushalt ,  der zw ischen beiden Steuerm odellen 

wählen kann, w ird das Split t ing vorziehen. Wer für die I ndiv idualbesteuerung plä-

diert , em pf iehlt  den Fam ilien m it hin ein Verfahren, das sie selbst  im  allgem einen 

nicht  wünschen. Und wer auf diese Weise die Frauenerwerbstät igkeit  fördern w ill,  

kann sein Ziel – wenn überhaupt  – nur um  den Preis einer Redukt ion des Net to-

einkom m ens der Ehegat ten er reichen. Da drängt  sich schon fast  die Frage auf, ob 

Frauen zur  Erwerbstät igkeit  gedrängt  werden sollen. 

Fazit  

Das Ehegat t ensplit t ing ist  kein Steuervort eil, sondern ergibt  sich aus der  verfas-

sungsrecht lich gebot enen Besteuerung nach der  Leist ungsfähigkeit . Nur das un-

beschränkte Ehegat tensplit t ing ent spr icht  dem  Leitbild der Ehe als um fassender  

Lebens-  und Wirt schaft sgem einschaft . Die Pläne der „ Fam ilienpolit iker”  verschie-

dener Bundestagsfrakt ionen zur Begrenzung des Split t ingvorteils sind daher aus 

steuersystem at ischer Sicht  abzulehnen und dürft en einer j ur ist ischen Überprüfung 

nicht  st andhalt en. Es ist  anzunehm en, dass die Befürwort er die verfassungsrecht -

liche Problem at ik kennen. Scheinbar verfahren sie nach dem  Mot t o „ Steter Trop-

fen höhlt  den Stein”  und hoffen auf neue Mehrheit en in Kar lsruhe. Ob sie sich in 

der  Prinzipienfest igkeit  der  Verfassungsr icht er nicht  täuschen? 
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